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Deilage M Ar . 155 der Karlsruher Zeitung .
Samstag, 9 . Juni 1894

Badischer Landtag .
6. Juni . 89 . öffentliche Sitzung der

^ Weiten Kammer . (Schluß aus der Beilage Nr . 154 .)
^ Präsident des Finanzministeriums , vr . Buchenber ger^

führt weiter aus : ,
Wie man bei der Erlassung der ^VIlaten Gesetze

im Reich nicht gefragt hat , ob diese unfern Arbeiterstand
zufriedener und glücklicher machen , sondern wie diese
Gesetze nur erlaffen worden sind, weil man ein Werk der
ausgleichenden sozialen Gerechtigkeit aufrichten wollte, so
sollten wir auch diese Vorlage beschließen , weil eine
durchgreifendere Ordnung , eine weitere Ausbesserung
eines großen Theils unserer Beamtenschaft ge¬
boten , und für manche Beamtengruppe sogar
dringend wünschenswerth erscheint . Wir sind bei
der Ausarbeitung dieser Vorlage genau so weit gegangen,
als es mit den finanziellen Interessen des Landes ver-
einbarlich schien; ob alle Wünsche der Betheiligten erfüllt
worden sind , oder ein Theil der Wünsche unerfüllt ge¬
blieben ist, das ist. glaube ich, ganz unerheblich.

Im übrigen wollen wir heute recht deutlich und ver¬
nehmbar aussprechen für unsere Beamten im Lande
draußen : Bis hierher und nicht weiter ! Unsere Be¬
amten müssen ihrerseits begreifen , daß auch ein Staat
mit wohlfundirten Finanzen nicht in 's ungemessene hinein
die Ansprüche der Beamtenschaft befriedigen kann , und
alle Beamten sollten sich klar darüber sein , daß wenn,
wie ich hoffe , die Vorlage wirklich verabschiedet ist , für
eine lange , nicht absehbare Reihe von Jahren hinaus ,
ein Abschluß gemacht . werden muß . Daß nicht über
kurz oder lang die Regierung abermals mit einer Be¬
amtenvorlage an dieses Hohe Haus herantreten muß,
das hat freilich nicht bloß die Regierung in der Hand ,
das liegt auch einigermaßen in der Hand des Hohen
Hauses , in der Hand unserer Parteien und ihrer Ver¬
treter draußen, und auch unserer Prefse , sofern nämlich
alle diese im öffentlichen Leben wirkenden Faktoren die
Beamtenfrage mit derjenigen Zurückhaltung behandeln,
wie es nöthig ist , wenn nicht abermals neue Wünsche
unter unfern Beamten , und neue Unzufriedenheit ent¬
stehen soll. — Ich darf hier wohl die B«« rkung ein¬
schalten, daß es für die Großh. Regierung sekbstverstän ^
lich keine erfreuliche Wahrnehmung war , zu sehen . wie
die Behauptung der Kargheit und des Mangels au Wohl¬
wollen , den unteren und mittleren Beamten gegenüber,
allmählig zu einer Art Glaubenssatz eines Theils der
Beamtenschaft geworden ist. Warum sollte denn aber
die Regierung nicht von Wohlwollen gegenüber den Be¬
amten erfüllt sein, und nicht vom Bestreben an und für
sich geleitet sein, ihre Beamten so ausgiebig wie möglich
zu bezahlen , wo gibt es einen Ministerialchef , der nicht
lieber zufriedene Gesichter in seiner Umgebung hat als
mißvergnügte ? Warum sollte er dem Bestreben, die Be¬
amten so auskömmlich als möglich zu bezahlen , Wider¬
stand leisten ? Also nicht mangelndes Wohlwollen ,
nicht karge Gesinnung gegenüber der unteren
Beamtenschaft ist das leitende Motiv , wenn zu
gegebener Zeit eine gewisse Zurückhaltung von
der Staatsregierung in dieser Beamtenfrage
eintritt , sondern diese Sache kann doch nur unter
dem Gesichtspunkte angesehen werden , daß dem
an und für sich natürlichen und begreiflichen
Bestreben der Regierung , für die Beamten so
ausgiebig zu sorgen wie möglich , Schranken ge¬
setzt sind durch das thatsächliche Vorhandensein
anderer staatlicher Interessen , die eben auch
ihre Befriedigung erheischen .

Ich komme auf einen nicht unerheblichen Einwand , der
dahin lautet : Mußte denn diese Vorlage in dieser Weise
gemacht werden ? War es nicht möglich , diese Vor¬
lage billiger zu machen ? Ich beantworte diese Frage
mit gutem Gewissen mit „ nein " , und sage, sie wäre nur
billiger zu machen auf Kosten ihrer Güte und Brauch¬
barkeit. Es hätte ja die Frage entstehen können , zu¬
nächst nur in den allerdringendsten Fällen eine Aufbesse¬
rung zu gewähren für eine bestimmte Anzahl von Be¬
amtengruppen; aber dieses ausnahmsweise Herausgreifen
und Aufbessern einzelner Beamtengruppen hätte gewiß
nur neue Beschwerden und Verstimmungen zur Folge
gehabt; und keinesfalls wären wir bei einem so bruch¬
stückweisen Vorgehen zu einem in sich abgerundeten, har¬
monischen Ganzen in unserer Gehaltsordnung gekommen .
Eher hätte die andere Frage aufgestellt werden können ,
ob man nicht in der Vereinfachung, der Zusammenziehung
einzelner Nummern des Gehaltstarifs hätte weitergehen
können , das jedenfalls aber nur unter weiterer beträcht¬
licher Steigerung des Staatsaufwands . Ich glaube des¬
halb, daß die Regierung mit dieser Vorlage die richtige' Mitte innegehalten hat. Wir haben ausgeglichen, soweit
es mit den finanziellen Interessen des Landes verein-
barlich war , und wir haben mit dieser Ausgleichungs¬
arbeit an dem Punkt eingehalten , wo das finanzielle
Interesse uns schwerer zu wiegen schien, als die Rücksicht
auf eine möglichst uniforme Gestaltung der GehaltSver-
hältnisse sich nahestehender Beamter.

Ich komme auf das wichtigste Bedenken , das wie
ein rother Faden sich durch die Ausführungen des Herrn
Hug hindurchgezogen hat. indem auch ich frage: Sann
die jfinanzielle Verantwortung für diese Vor¬

lage von diesem Hause übernommen werden , oder
aber , ist die finanzielle Tragweite der Vorlage
eine solche , daß diejenigen Recht haben , die zu¬
nächst auf dem Standpunkt stehen , daß für jetzt
Aj-A-^ orlage abzulehnen und ein günstiger Mo¬
ment abzuwarten sei . Auch hier kann ich mit gutem Ge¬
wissen als verantwortlicher Leiter des Finanzministeriums
>ie erste Frage bejahen und die zweite verneinen ,
und ich möchte den Herrn Hug und diejenigen Herren ,
) ie einigermaßen unter dem Bann seiner Anschauungen
tehen , doch sehr dringend bitten, die finanziellen Be¬
denken , die man gegen diese Vorlage ja geltend machen
kann , nicht übermäßig aufzubäuscheu und wegen dieser
finanziellen Bedenken die Vorlage nicht zu Fall zu brin¬
gen . Die Schwierigkeiten in finanzieller Hinsicht
wären allerdings sehr erheblich gewesen , wie ich rin¬
räumen muß, wenn an dem ursprünglichen Vorschlag der
Regierung festgehalten worden wäre , die Gehaltstarifs¬
vorlage schou auf den 1. Januar 1894 in Wirksam¬
keit zu setzen . Die Beamtenkommission hat in Abände¬
rung eines ursprünglich anders lautenden Beschlusses mit
vollster Würdigung der tatsächlichen Verhältnisse und in
vollster Uebereinstimmung mit der Regierung
sich für die Einführung auf 1 . Jasaar 1895 schlüssig
gemacht , und wie ich glaube , mit diesem Antrag die
Wege für eine freundliche V^rständmung unter den ver¬
schiedenen Parteien des Hohen HaustS sehr geebnet. Die
Regierung ist in dieser Hinsicht von Anfang an auf dem
Standpunkt gestanden, daß ihr dar Schicksal der Vor¬
lage qn sich natürlich sehr viel werthvoller ist, als der
möglichst frühzeitige Wirksamkeitsbeginn derselben, und
die Regierung steht heut « noch auf dem Standpunkt, und
ich nehme an , alle verständigen Beamten werden diesen
Standpunkt theilen . daß wenn diese Vorlage überhaupt
nur unter der Voraussetzung durch dieses Hohe Haus
durchgeführt werde» könnte , daß der Wirksamkeitsbeginn
noch etwas weiter hino »-gerückt werden müsse , man
auch dieses als da- kleinere Nebel gerne in Kauf
nehme .

Wie stellt sich nun Pie fi » auzielle Belastung
de » Staatshaushaltes durch diese Vorlage ?
Sind es so erhebliche Opfer, die unserem badische" Lande
dadurch auferlegt werden ^ daß man deßhalb eine ab¬
lehnendeHaltung der Vorlage gegenüber ein»eh« en müßt« ?
Für di« Jahre 1894 auf 1895 handelt es sich um wenige
100 OSO Mark und Herr Hug wird mir beipflichten, wenn
ich sage, daß diese mehrere 100000 Mark pro Jahr der
Budgetperiode eine nennenSwerthe Bedeutung für einen
Staatshaushalt mit einem Ausgabeetat von circa 60
Millionen nicht besitzt . Für die Jahre 1896/97 handelt
es sich dagegen allerdings um ein Mehr von einer halben
Million Mark pro Jahr und es ist die naheliegende Frage
entstanden , ob dieser Mehraufwand im nächsten Jahre
eine Steuererhöhung und insbesondere auch eine Erhöhung
der Ertragssteuern nothwendig bedingt. Ich beschränke
mich in dieser Hinsicht darauf , daß ich sage : wenn die
Vorlage am 1 . Januar 1894 eingeführt worden wäre ,
so würden wir muthmaßlich in der nächsten Budgetprriode
mit einem solchen Defizit im ordentlichen Etat zu rechnen
gehabt haben , daß es schwer gewesen wäre , dieses Defizit
ausschließlich mit einer Erhöhung der Einkommensteuer
aus der Welt zu schaffen, daß es nicht zu umgehen ge¬
wesen wäre, dann auch an eine Erhöhung der Er trags -
stenern heranzutreteu ; daß aber , wenn wir uns be¬
gnügen, die Vorlage auf den 1 . Januar 1895 einzuführen ,
damit doch eine solche Entlastung des Haushaltes für die
Jahre 1896/97 herbeigeführt wird , daß höchstwahr¬
scheinlich die Sanirung unseres Haushaltes in den
nächsten beiden Jahren mit der Erhöhung der Ein¬
kommensteuer allein sich wird bewerkstelligen lassen.
Vieles wird dabei freilich davon abhängen , wie unsere
inländischen Einnahmequellen in den nächsten zwei oder
drei Jahren wachsen und wie unser ordentlicher AuSgabe-
etat sich gestalten wird. In letzterer Beziehung glaube ich
aber jetzt schon die Versicherung abgeben zu dürfen , daß
wir selbstverständlich die Verpflichtung fühlen, das nächste
Budget mit der thunlichsten Sparsamkeit aufzustellen, die
glaube ich auch geübt werden kann , ohne irgend welche
nennenSwerthen öffentlichen Interessen zu verletzen. Nun
sind von dem Herrn Abg . Hug auch die Beziehungen
zum Reich gestreift und ist ausgeführt worden, daß,
selbst wenn im nächsten Reichstag neue Einnahmequellen
geschaffen würden, die Beziehungen des Reichs zu den
Einzelstaaten deßhalb doch kaum besser werden würden ,
weil eben die eigenen Ausgaben des Reichs, insbesondere
auch für die Schuldentilgung, in demselben Verhältniß
als weitere Einnahmen geschaffen werden, wachsen . Das
wird nun freilich wesentlich davon abhängen . welche Steuer¬
vorlagen dem nächsten Reichstage zugehen und in welchem
Umfang diese Steuervorlagen bewilligt werden . Ein we¬
sentliches Moment hat aber , glaube ich , Herr Hug in
seinen etwas pessimistischenBetrachtungen doch übersehen,
nämlich das natürliche Anwachsen der Steuer -
quelleu des Reiches selbst , ein natürliches An¬
wachsen, das, wie ich glaube, doch derart ist, daß die im
Laufe der Zeit sich ergebenden weiteren steigenden Aus¬
gaben des Reichs aus diesem natürlichen Anwachsen wohl
ihre Deckung finden können . Der Abg . Hug möge sich
einfach vergegenwärtigen, in welchem Umfang beispiels¬
weise das Erträgniß der Zölle in den letzten 20 Jahren

gewachsen ist. Während im Jahre 1874 die Zölle einen
Gesammtertrag von 104 Millionen Mark abgeworfen
haben , haben sie im Jahr 1893/94 341 Millionen er¬
geben , wobei ja allerdings während dieser Zeit eine Er¬
höhung der Zollsätze selber eingetreten ist, sie sind aber
um mehr als 300 Proz . gewachsen. Während die Posten -
und Telegraphengebühren im Jahre 1874 einen lieber-
schuß abwarfen von nur 5 Millionen, betrugen die Ueber-
fchüsse in den Jahren 1893/94 21 Millionen ; sie sind
alle um mehr als 400 Proz . gewachsen. So ist es auch
in der Eisenbahnverwaltung ; auch hier sind die Ueber-
schüsse gewachsen seit . dem Jahre 1874 von 5 Millionen
auf 20 Millionen. Die Verwaltung der Reichsbank liefert
statt eines Ueberschuffes von 1,8 Millionen im Jahre
1880/81 jetzt Ueberschüffe von 7 Millionen . Ich glaube
also, die Betrachtung, die der Herr Abg . Hug angestellt
hat, ist, weil er mit diesem natürlichen Anwachsen der dem
Reiche überlassenen Steuerquellen nicht hinreichend rech¬
nete, nicht ganz zutreffend , und ich glaube, wir dürfen in
der That mit der Möglichkeit rechnen , daß wenn im
nächsten Reichstag, wie ich sicher hoffe , eine Ver¬
ständigung der Regierung mit dem Reichstag
über neue Deckungsmittel erzielt werden sollte ,
dann in der Thal die Einzelstaaten dies als eine sehr
fühlbare Entlastung in ihren Staatshaushalten werden
empfinden dürfen.

Ich sage : für eine so pessimistische Betrachtung ,
wie sie der Herr Abg . Hug vorgeführt hat, ist schlechter¬
dings kein Raum , wie ich denn schon zu Beginn des
Landtags beim Finanzgesetz mich wiederholt veranlaßt
sah , gegenüber einer allzu tragischen Auffassung deS
Staatshaushaltes zu warnen und immer nur von einer
augenblicklichen finanziellen Schwierigkeit gesprochen habe,
die , wie ich glaube, in nicht zu ferner Zeit sich wird
überwinden lassen . Der Herr Abg . Hug möge doch ins¬
besondere das Eine bedenken, daß während wir vor zwei
Jahren einen Steuernachlaß von 2' /, Millionen Mark
vollzogen haben , während eine Verschlechterung in den
Beziehungen zum Reich um weitere 2 — 3 Millionen ein¬
getreten ist und während die Ausgaben des ordentlichen
Etats von 1892/93 auf 1894/95 um mehr als 1 Million
Mark gestiegen find, also eine Verschlechterung der Bilanz
von 5 — 6 Millionen eingetreten ist , gleichwohl eine Er¬
höhung der Einkommensteuer von 50 Pf . ausgereicht hat,
um immerhin ein zwar nicht erfreuliches , aber doch leid¬
liches Budget herzustellen , in welchem der Fehlbetrag
nach Annahme der progressiven Einkommensteuer sich auf
1 300 OM Mark pro Jahr beziffert ; oder mit anderen
Worten : daß, während wir das Budget der letzten Periode
abfchloffen mit einem jährlichen Defizit von 3 300 000
Mark, wir nunmehr in dieser Periode schon doch insofern
eine ganz beträchtliche Sanirung des Staatshaushalts¬
wesens herbeigeführt haben , daß jenes Defizit der Jahre
1892,93 um mehr als die Hälfte reduzirt worden ist.
Das sind doch alles, meine ich, Gesichtspunkte , die darauf
Hinweisen , daß man sich zu einer tragischen Auffassung
unseres Staatshaushaltswesens nicht zu bekennen braucht ,
ein Gesichtspunkt , der darauf hinweist, daß unser Staats¬
haushalt gewisse Reserven besessen hat und besitzt ,
die uns in die Lage versetzt haben , in verhältnißmäßig
kurzer Zeit eine wenn auch nicht vollständig befriedigende,
so doch annähernde Sanirung unseres Staatshaushaltes
herbeizuführen.

Nun möchte ich denjenigen Herren gegenüber, die mit
der Frage einer Erhöhung der Steuern in dem
nächsten Budget rechnen, sehr betonen , daß wenn wir in
der Periode 1896/97 zu einer Erhöhung der Einkommens¬
steuer abermals schreiten sollten , doch daran die Ge -
sammtlage unseres Staatshaushaltes , der Um¬
stand, daß wir jetzt schon mit einem Defizit von 1300000 M .
in daS nächste Budget hinübertreten , und zwar wesentlich
infolge der Verschlechterung unserer Beziehungen
zum Reich , den weitaus größeren Antheil an der
Nothwendigkeit einer Steuererhöhung in den
nächsten zwei Jahren haben wird , als die Annahme
dieser Gehaltsvorlage , die das nächste Budget durch¬
schnittlich um 500000 M. belasten wird , eine Summe,
die , hingesehen auf die Gesammtausgabe im ordentlichen
Etat , nicht von so übermäßiger Bedeutung ist, daß ihret¬
wegen die Nothwendigkeit einer Steuererhöhung befürchtet
werden muß . Cs haben also die Zahlen unseres Budgets
und die Abschlußzahlen , wie sie sich nach der Annahme
dieses Gesetzes gestalten würden , nichts so Beunruhigendes ,
daß irgend ein Mitglied unseres Hauses aus diesem
Grunde unbedingt genöthigt wäre , gegen die Vorlage
zu stimmen . Ich möchte auch das noch hervorheben :
Nach der ganzen liberalen und wohlwollenden Art , wie
die Uebergangsbestimmungen in diesem Gesetz be¬
stimmt sind , wird der Beharrungszustand in unserem
GehaltSetat in nicht sehr ferner Zeit eintreten , höchst
wahrscheinlich schon gegen Ende dieses Jahrhunderts , in
fünf oder sechs Jahren ; es . wird also , wenn diese etwas
schwierige UebergangSzeit überwänden ist , eine weitere
Belastung unseres Budget - durch die Gehalte überhaupt
ferngehalten werden , insofern nicht eine Vermehrung der
etatmäßigen Beamteustellen selber eintritt . und das ist
ja auch ein Punkt , auf den Herr Hug aufmerksam
gemacht hat; daß aber infolge der Vermehrung der etat¬
mäßigen Beamtenstellen ein übermäßiges Anschwellen
unseres GehaltSetatS in Zukunst vermieden wird , daS



hat die Regierung , das hat das Hohe HauS , vor allem
die verehrliche Budgetkommisfion vollständig in ihrer
Hand und ich süx meine Person nehme keinen Anstand ,
jetzt schon die Erklärung abzugeben , daß ich in Hinkunft
jeden Antrag auf eine Vermehrung der etatmäßigen
Stellen , die die Herren Reffortkollegen zu stellen sich
veranlaßt sehen werden , sehr genau auf die Nothwendig -
keit dieser Vermehrung prüfen werde .

Ich bin damit am Ende meiner Ausführungen ange¬
langt , m . H , und möchte Sie bitten , mit möglichst großer
Mehrheit unserer Vorlage Ihre Zustimmung zu geben .
Für eine Anzahl von Beamtengruppen — das räume
ich ein — könnte die von uns beantragte Aufbesserung
vielleicht noch einen Aufschub von einigen Jahren er¬
tragen , für zahlreiche Beamtengruppeu , ins¬
besondere der unteren Abtheilungen und L ist
es dringend zu wünschen , daß die Vorlage jetzt
verabschiedet wird , und im Jnteressse aller Be¬
amten ist dringend zu wünschen, daß nicht dadurch , daß
jetzt die Vorlage scheitert , die geplante Reform des Ge¬
haltstarifs überhaupt in nebelhafte Ferne gerückt wird .
Denn welche Regierung könnte es dann unternehmen , falls
diese Vorlage scheitern sollte , in zwei Jahren mit einer
abermaligen Vorlage zu kommen ? Was recht und billig
ist, das sollte gutgcheißen und gewährt werden , und ich
glaube , auch draußen im Lande wird man ein Einsehen
dafür haben , daß die Regierung mit dieser Vorlage nichts
Unbilliges , nichts Unrechtes , nichts Uebermäßiges vorge¬
schlagen hat ; man wird einsehen , daß die Opfer , die
diese Vorlage refordert , erträgliche Opfer sind und mit
der Finanzkraft unseres Landes immer noch im Einklänge
sich befinden und daß , wenn diese Vorlage angenommen
wird , immer noch die Gehaltsbezüge unserer Beamten
ein mittleres bescheidenes Maß nicht überschreiten . Unsere
Beamten , ich darf das wohl sagen , sind trotz aller
Petitionsstürme von hochgehenden Hoffnungen erfüllt ;
lassen Sie diese Hoffnungen , meine Herren , nicht zu
Schanden werden , erfüllen Sie die Erwartungen , mit
welchen sich der weitaus größte Theil unserer Beamten¬
schaft seit mehreren Jahren trägt . Wie die Regierung ,
so können auch Sie ohne alle Ausnahme die Verant¬
wortung für diese Vorlage dem Lande gegenüber wohl
übernehmen und Sie helfen ein gutes Werk voll¬
enden , wenn Sie diese Vorlage mit Ihrem Ja be¬
gleiten , um das ich Sie hiermit freundlichst bitte !

Es wird hierauf die Sitzung '/ . 2 Uhr abgebrochen .

» Karlsruhe , 7. Juni . 90 . öffentliche Sitzung der
Zweiten Kammer unter dem Vorsitz des Präsidenten
Gönner .

Am Regierungstisch : Staatsminister Geh . Rath vr . N okk,
Minister v . Brauer , Ministerialpräsident Geh . Rath
Eisenlohr , Ministerialpräsident vr . Buchenberger ,
Ministerialdirektor Seubert .

'

Präsident Gönner eröffnet ^ 10 Uhr die Sitzung .
Tagesordnung : Fortsetzung der Berathung des Nach¬

trags zur Gehaltsordnung .
Minister v . Brauer wendet sich gegen die gestrigen

Ausführungen des Abg . Rüvt , nach welchen zwei Eisen¬
bahnassistenten ungerechtfertigter oder „schablonenmäßiger "

Weise zu Revisoren befördert worden seien . Er habe sich
darüber Bericht erstatten lassen und wolle den Thatbe -
stand richtig stellen . Zunächst habe Abg . Rüdt ange¬
führt , es sei ein Assistent befördert worden , der eine ge¬
richtliche Verurtheilung erfahren habe . Die Thatsache
sei richtig . Derselbe sei 1882 Stationsassistent in Hei¬
delberg gewesen und sei aus Anlaß des Eisenbahnunglücks
am 24 . September 1882 wegen fahrlässiger Gefährdung
eines Eisenbahnzuges zu vier Wochen Gefängniß verur -
theilt worden . Derselbe habe unter Außerachtlassung der
nöthigen Sorgfalt die Einfahrtserlaubniß gegeben . Diese
Gefängnißstrafe habe der Beamte auch verbüßt ; im übri¬
gen sei derselbe aber vor wie nach jenem Heidelberger
Unglück ein tüchtiger , fleißiger und leistungsfähiger Be¬
amter gewesen , so daß kein Grund Vorgelegen , den Be¬
amten wegen jener Verfehlung für sein ganzes Leben
dauernd von jeder Beförderung auszuschließen . Immer¬
hin sei er Hierwegen anfangs in der Beförderung über¬
gangen , dann aber doch 1888 zum Revisor ernannt wor¬
den, und die Eisenbahnverwaltung habe seitdem niemals
Anlaß gehabt , dies zu bereuen , da es sich eben um einen
tüchtigen Beamten handle . Die nach den Ausführungen
des Abg . Rüdt verbreitete Ansicht, als habe jener Be¬
amte als „ Sündenbock " für einen höheren Beamten her¬
halten müssen , sei durch nichts begründet , wie auch die
gerichtliche Verhandlung klar erwiesen . — Im zweiten
Fall handle es sich anscheinend um einen Beamten , der
im Jahre 1868 Gehilfe bei der Bahnhofexpeditur in
Engen war . Dort komme es häufig vor , daß Besitzer
von Landfuhrwerken Güter verwiegen ließen , die gar
nicht zum Transport auf der Eisenbahn bestimmt seien,
und da habe die laxe Praxis bestanden , in solchen Fällen
die Wägegebühren nicht an die Eisenbahnkasse abzuführen ,
sondern an die Arbeiter zu vertheilen . Dies sei natür¬
lich unzulässig gewesen und sei der Beamte daher auf
dem DiSziplinarwege entlassen worden . Er sei aber
allerdings sehr bald darauf wieder verwendet worden ,
weil sein Vergehen immerhin in mildem Lichte erschien,
denn er habe die betreffenden Gelder ja nicht für sich
verwendet , sondern dieselben unter die Arbeiter vertheilt .
Dies sei 1868 geschehen und seitdem habe sich der Be¬
amte stets sehr gut geführt . Ein Jahr später habe er
die Assistentenprüfung mit der Note „ gut " abgelegt und
endlich sei er 1892 , also 24 Jahre nach dem Vorfall ,
zum Revisor ernannt worden . Die einzige „ Protektion ",
die er gehabt , sei die seiner unmittelbaren Vorgesetzten
gewesen , und diese habe er sich durch seinen Fleiß und
seine tüchtigen Leistungen jeweils zu erwerben gewußt .

Abg . Muser hält es für eine Pflicht , hier auSzu «

sprechen, daß die Arbeit des Berichterstatters mit größter
Sachkenntniß und Fleiß ausgeführt sei . Auch der Re¬
gierung könne er die Anerkennung nicht versagen , daß
sie einen gesunden Fortschritt gemacht und den mittleren
und unteren Beamten wesentliche Dienste geleistet habe .
Seine Partei stimme dieser Vorlage einstimmig gerne
und rückhaltlos zu , weil in der Erfüllung dessen , was
hier geboten , ein Akt der Gerechtigkeit geübt werde . Die
Frage , ob die Beamten einer Besserstellung bedürftig
seien, beantworte er mit Ja , die Frage , ob diese Besser¬
stellung unsere finanzielle Lage nicht vertragen könne,
mit Nein . Den Beamten dürfe man es nicht verübeln ,
wenn sie hier und da über das Ziel hinaus geschossen
hätten . Er müsse auch bestreiten , daß es für die länd¬
lichen Abgeordneten schwieriger sei , für die Vorlage zu
stimmen , wie er auch den Unterschied zwischen ländlichen
und städtischen Abgeordneten zurückweisen müsse. Es
handle sich nicht um die Begünstigung eines Standes ,
sondern um die Allgemeinheit . Man müsse aber auch
Werth darauf legen , daß die Beamten mit Liebe ihre
Pflicht erfüllen . Von der freudigen Erfüllung der Pflicht
hänge die Wahrung der Interessen des Staatsvermögens
ab . Redner spricht sodann den Wunsch aus , den er
schon früher geäußert , daß man nämlich von der strengen
Unterscheidung von akademisch und nicht akademisch gebildeten
Beamten absehen möge . Wenn zwei Beamte das Gleiche
leisteten , dann sei es doch gleichgiltig . wo sie ihre Kennt¬
nisse gesammelt haben . Den studirten Beamten den
Kostenaufwand für die Universitätsstudien -durch höherem
Bezüge gewissermaßen zurückzuzahleu , halte er niMMr
geboten . Die heutig Vorlage sei eine KonsequeA -WK 88r
Gesetzgebung , sie sei aber auch nothwendig iWHmblick auf
die GehaltsverhÄtyiffö m anderen Staates Das Gesetz
vom Jahr 188tzjhahe , wie gestern Fieswausgeführt , alles
erfüllt , was nothwendig , und nur die Bollzugsbestimmungen
seien fehlerhaft gewesen : Heuts ^ stimme derselbe Abge¬
ordnete der Vorlage ) -W ^ d. h- ' derselbe anerkenne , daß
das Gesetz von 1888 fehlerhaft sei . Er bestreite , daß
jenes Gesetz das gewirkt habe -, was es hätte wirken sollen,
nur in Bezug auf die Witwengehalte und die Relikten -
versorgung habe das Gesetz Gutes gewirkt , aber in Bezug
auf Aktivitätsbezüge seien die unteren Beamten schlechter
gestellt worden . Ein Mangel an Wohlwollen werde der
Regierung nicht gebracht , doch es sei begreiflich , wenn
die Beamten , denen die Remuneration genommen , nicht
an ein besonders großes Wohlwollen glaubten . Es sei
aber auch nicht zutreffend , wenn behauptet werde , man
habe 1888 die Gehaltsverhältniffecnicht berühren wollen ; ,
in der Begründungirder Regierungsvorlage sei damals
selbst ausgeführt , daß man auch die Aktivitätsbezüge ver¬
bessern -oberen Beamten brauchte man der¬
artig ^ aufzührmry , « ie^ es geschehen, zur - Regulirung der
PenstoASperMtMhzherselben « ' Durch die Berechnung ,
der Dtenstjatzre feie« aber auch die oberen Beamten i« :
ihren PeuHouSbezügest gebessert worden . Wenn mgn das i
wisse und wenn den Beamten wiederholt «me Besser¬
stellung versprochen » so müsse man heute der Vorlage zu¬
stimmen . Es seien aber die Lebensmittelpreise gestiegen,
was eine Besserstellung der niederen Beamten auch noth¬
wendig erscheinen lasse . Unsere Beamten seien aber auch
durchaus nicht besser gestellt wie in Württemberg und
Bayern , wie in der Begründung ausgeführt . Die gruppen - .
weise Vergleichung mit den Beamten anderer Staaten sei
falsch ; es sei aber auch unverständlich » daß die Regierung ,
wenn die Besserstellung iu Wirklichkeit vorhanden , diese
Vorlage ein gebracht , das wäre doch geradezu eine Ano¬
malie . Redner sucht an der Hand einiger Beispiele dir
falsche Einstellung in die Vergleichung nachzuweisen . Es
sei auch nicht richtig , daß der durchschnittliche Höchstgehalt
der mittleren Beamten 3950 M . betrage , durch eine
unrichtige Rechnungsmanipnlation sei man zu einer solchen
Summe gelangt . So seien die höheren Klaffen neunzehn -
mal und die niederen Klassen nur siebenmal zur Verglei¬
chung herangezogen worden und man habe auf diese Weise
einen solchen Höchstgehalt erhalten . Man dürfe aber bei
der Vergleichung auch nicht allein de » Höchstgehalt in
Betracht ziehen , sondern noch eine Reihe anderer Faktoren ,
die durchaus nicht kommensurable Größe seien. Bei der
Ungleichartigkeit der Verhältnisse in den verschiedenen
Staaten hätte man anders rechnen müssen , als hier ge¬
schehen. Was die Eisenbahnbeamten anbelange , so seien
die Petitionen in der Kommission gewissenhaft geprüft
worden . Heute müßten die Freunde dieser Vorlage alles
vermeiden , um die Vorlage nicht zu Falle zu bringen .
Es habe deshalb gar keinen Zweck, mit Detailwünschen
zu kommen , oder dieselben gar zu Anträgen zu verdichten ;
man müsse heute zufrieden sein mit dem , was geboten .
Auch die Hinausschiebung des Anfangstermins sei ein
Kompromiß aller Parteien , denn nur auf diesem Wege
sei die Annahme in der Kommission überhaupt zu Stande
gekommen . Die vorliegende Frage sei niemals als eine
Parteisache von seiner Partei gehalten worden , sondern
sie sei dafür eingetreten , weil sie diese Frage als eine
solche des Rechts angesehen . Er möchte aber nicht unter¬
lassen, über die Eisenbahnbeamten einige Bemerkungen zu
machen . Dieselben klagten am meisten , und zwar richte
sich die Spitze der Anklagen gegen die Generaldirektion ,
nicht gegen den jetzigen Leiter des Ministeriums . ES
werde geklagt , daß man exorbitant strafe , daß die In¬
anspruchnahme für den äußeren Dienst das Maß des
Zulässigen überschreite . Es sei dies schon ein Fehler im
Interesse der Betriebssicherheit ; es werde geklagt , daß
die Bahnbeamten kaum einen Urlaub erhielten , wie das
bei den anderen Beamten der Fall . Diese Beschwerden
bedürften der genauesten Beachtung des jetzigen Leiters .
Was die Dienstweisung anbelange , so gebe auch solche zu
Bedenken großen Anlaß . Auch die Eisenbahnbediensteten
bedürften der gleichen sozialpolitischen Rücksicht wie der
Fabrikarbeiter . Die mittleren und unteren Eisenbahn¬

beamten seien aber auch schlechter gestellt als in Bayer » '
und Württemberg . Was die finanzielle Seite der Vor¬
lage betreffe , so dürfe man die Sache nicht so pessimistisch
bettachten , wie dies Abg . Hug gethan . Die Steuer -
erhöhung sei aber auch nicht gemacht im Hinblick auf die
heutige Vorlage . Die Berechnung der Mehrkosten schienen
ihm aber auch zu hoch berechnet . Man dürfe aber auch
betonen , daß der Finanzminister , der berufene Hüter der
Finanzen , in dieser Vorlage weiter gegangen sei , als die
Kammer , das beweise für ihn , daß man nicht so pessi-
mistisch denken dürfe , wie dies hier von einigen Seiten
geschehen. Redner berührt sodann die Militärvorlage
und die Handelsverträge im Hinblick auf die Finanzlage
des Staates . Die erster « hätte unsere Finanzen aus dem
Gleichgewicht gebracht , während die Ausfälle aus den
Handelsverträgen indirekt wieder eingebracht würden . Die
Militärvorlage wäre nicht angenommen worden , wenn
das Volk damals gewußt hätte , was es heute wisse. Die
Leute seien damals aber irre geführt worden . Wen »
Abg . Fieser heute die Reichseinkommensteuer als eine
Utopie bezeichne, so bedaure er nur , daß er diese Ansicht
nicht zur Zeit der Reichstagswahl ausgesprochen . Mit
Recht sei hervorgehoben worden , daß man zu einem Ab¬
schluß der Beamtengesetzgebung gelange , doch könne er
nicht so weit gehen , jede fernere Petition zurückzuweisen .
Das ReM ? chre Ansichten geltend zu machen, dürfe man
den ABkmten nicht nehmen . Er hoffe , daß die Vorlage
MMommen werde .

^ Ministerialpräsident vr . BucheuLMW « - -4ann » nicht
umhin , zu erklären , daß ilMlM Ausführungen des Abg,
Muser ein sehr müssiges Vergnügen bereitet haben , und
betont , daß die Ansicht des Vorredners , als ob ein
bedingungsloser Anspruch der Beamten auf eine
Vorlage , wie die heutige , vorliege , gänzlich der Begrün¬
dung entbehre . Der Beamtenstand sei zwar ein wichtiger ,
Stand im Staat , aber keineswegs der erste und wichtigste
und die Ansprüche desselben könnten immer nur befriedigt
werden im Einklang mit der Finanzlage des Staates .
Sicher falle es den meisten Kammermitgliedern nicht
leicht, dieser Vorlage zuzustimmen , und er , Redner , könne
die Bedenken , die dieser Vorlage gegenüber bestehen, wohl
verstehen . Und wenn , wie die Regierung dringend
wünsche , das Haus die Vorlage annehme , so hätten für
diesen hochherzigen Entschluß der Kammer die Be¬
amten allen Anlaß , in hohem Maße dankbar zu sein.
Der Abg . Muser habe dann in breiter Ausführung dar -
zuthun versucht , baß eine Besserstellung der niederen und
mittleren Beamten schon aus dem Grunde ein Gebot der
Gerechtigkeit «sei , weil die Gesetzgebung von 1888 in
einer denkbar ausgiebigen Weise nur die höheren Beamten
bedacht habe , dagegen kärglich gegen die unteren Beamten
versahvru sei . Davon habe der Abgeordnete eine scharfe
Kritik einer Beilage der Regierungsbegründung gegeben,
die den Vergleich der Gehälter der Beamten in ander »
Staaten zum Gegenstand der Betrachtung gehabt . Er
habe dabei den Vorwurf erhoben , daß diese Arbeit einen
tendenziösen Charakter trage , indem darin durch das
Mittel irriger Zahlengruppirung der Nachweis versucht
worden sei , unsere niederen Beamten hätten eigentlich
keinen Anlaß , sich für beschwert zu erachten ; und eS
habe der Abg . Muser weiter beweisen wollen , daß diese
Denkschrift , eigentlich im vollsten Widerspruch mit der
Vorlage selber stehe. Er müsse dem Abg . Muser den
Vorwurf tendenziöser Behandlung zurückgeben ; derselbe
habe aber auch den Inhalt der Denkschrift und die aus
ihr gegebenen Zahlennachweise gründlich mißverstanden .
Der Schwerpunkt dieser Zahlennachweise liege nicht in
den Angaben über die absoluten Gehaltsverhältnisse , einer¬
seits der badischen, anderseits der nichtbadischen Beamten ,
sondern in dem Nachweis , daß , entgegen den landläufigen
Behauptungen , die höheren Beamten im Vergleich zu den
mittleren und unteren Beamten nicht besser , sondern
weniger gut als in den zur Vergleichung herangezogenen
Staaten gestellt seien. Dieser Nachweis sei aber als
erbracht anzusehen , eine willkürliche Zusammenstellung
habe nicht stattgefunden und die Kritik Muser 's sei deß-
halb bis zum Beweis des Gegentheils als eine berechtigte
nicht anzuerkennen . Warum habe denn überhaupt der
Abg . Muser seine kritischen Betrachtungen nicht in der
KommisM » angestellt , wo jedenfalls der richtigere Ort
gewesen set , statt hier , wo es schwer sei , die Behauptungen
Muser 's im einzelnen sofort zu widerlegen .

Redner bedauert sodann auch denjenigen Theil der
Betrachtungen des Abg . Muser , die sich mit den weiter¬
gehenden Wünschen einzelner Beamten beschäftigen ,
weil solche Ausführungen nothwendigerweise neue Hoff¬
nungen und Begehrlichkeiten erwecken müssen ; den Abg .
Muser treffe deßhalb die Verantwortung , wenn schon auf
dem nächsten Landtag dieses Hohe HauS abermals mit
Beamtenpetitionen sich werde zu befassen haben .

In Bezug auf den Unterschied zwischen aka¬
demisch gebildeten Beamten und nicht aka¬
demischen habe er sich in der Kommission wiederholt
dahin ausgelassen , daß er einen besonderen Werth
darauf nicht lege , daß aber allerdings , wenn es sich
um die Auffindung von Kriterien für die Abstufung der
Gehälter handle , die verschiedene Höhe der Aus¬
bildungskosten als eines der wesentlichsten und
ausschlaggebendsten Kriterien betrachtet werden müßte . -
Ob Jemand schon mit 18 Jahren vom Staat beschäftigt
wird gegen Entgelt und mit 26 —28 Jahren im Besitze
eines Einkommens ist, das ihm unter Umständen ge¬
stattet , einen eigenen Herd zu gründen , oder ob Jemand
gemäß der bestehenden Ausbildung - - und Prüfungsvor¬
schriften , denen er sich unterwerfen muß , ob er will oder
nicht, sieben bis acht Jahre , wie z. B . die Techniker und
Juristen , auf seine Ausbildung verwenden und ist dieser
Zeit aus eigenen Mitteln 12 000 M . und mehr aufwendc »
muß , wo der Andere in derselben Zeit vielleicht 10000 M .



und mehr bereits vom Staat bezogen hat — solche
Verhältnis « begründen allerdings eine unter¬
schiedliche Behandlung in der GehaltSbemeffung , und
wenn der Unterschied im Höchstgehalt der Abtheilung l) '
und der neu gebildeten Abtheilung L *, in welche eine
Anzahl nicht akademisch gebildeter Beamte nunmehr ver -
verwiesen worden seien, obendrein nur 200 M . betrage ,
so sei schließlich dies doch ein sehr dürftiges Argument
für die großen Opfer von Zeit und Geld , welche
Juristen , Techniker rc. rc . im Gegensatz zu anderen Be¬
amten , von denen man eine so gründliche Ausbildung
nicht verlange , aufwenden müßten ; die angeblich immer
noch unzufriedenen Beamten , von denen Abg . Muser
gesprochen habe , hätten allen Anlaß , mit dem Kom¬
promißvorschlag der Regierung , die ihnen Aussichten er¬
öffne, die sie sich vor acht Jahren niemals konnten
träumen lassen , sehr zufrieden zu sein .

Daß ein Abschluß mit dieser Vorlage erzielt sei , das
sollten sich vor allem die Anwärter des öffentlichen
Dienstes merken . Die maZnu cbarta des Beamten¬
rechts und der Gehaltsnormirung , fährt Redner
fort , liegt jetzt vor Aller Augen offen da und jeder An¬
wärter des öffentlichen Dienstes kann , so zu sagen bis
auf Heller und Pfennig , sich berechnen , welche Anwart¬
schaften ihm der Eintritt in den staatlichen Dienst eröffnet .
Und wenn ihm in der Folge diese Anwartschaften immer
noch nicht genügend erscheinen , dann möge er doch ge¬
fälligst erwägen , ob er nicht gut daran thut , seme Ar¬
beitskraft in privater Erwerbsthätigkeit zu ver -
werthen . (Lebhafte Zustimmung .) Hat er aber vorgezogen ,
das schützende Dach des staatlichen Dienstes aufzusuchen ,
so soll er an dem Loos , das er sich gewählt , begnügen
lasiert und nicht immer und immer wieder an demselben
herumviäkeln . Im bayrischen Landtag hat bei der Be -
rathung der dortigen Gehaltstarifnovelle der Referent , Dom¬
kapitular Huber , angesichts des Umstands , daß dort eben¬
falls mannigfache Aeußerungen der Unzufriedenheit über die
Vorlage aus Beamtenkreisen an die Kammer gelangt seien,
die etwas drastische Aeußerung gethan : „ Jeder Beamte
weiß , was er in Folge anzusprechen hat , und wer damit
nicht zufrieden ist , der katzn ja draußen bleiben " . In
diesen Worten liegt in der That ein gewichtiges Körnchen
Wahrheit . Wir nehmen gerne jedep tüchtigen jungen
Mann als Anwärter des öffentlichen Dienstes auf , aber
wir dürfen wohl auch von ihm erwarten , daß er , wenn
nun auch' diese Vorlage glücklich verabschiedet Ist , mü der
Behausung , die wir ihm anweisen , sich endlich zufrieden
gibt . Und Aehnliches gilt wohl auch von den bereits im
öffentlichen Dienst schon längere Zeit thätigen Beamten .
Denn wer von diesen Beamten hätte vor acht Jahren
auch nur entfernt mit der Möglichkeit rechnen können ,
daß in dieser kurzen Spanne Zeit in diesem Umfang ,
wie es geschehen ist und jetzt noch weiter geschehe« soll,
die Beamtenrechtsverhältnisse , die PensionS - und Alters¬
versorgungsansprüche , die Aktivitätsbezüge aufgebessert
werden würden ! Es ist in der That ein stattliches Bau¬
werk aufgerichtet worden , ein Bauwerk , das ja in ein¬
zelnen Beziehungen manche Wünsche noch unbefriedigt
lassen kann , wie es ja überhaupt , entsprechend den Ver¬
hältnissen unseres Landes , ein schlichtes und einfaches
Bauwerk ist , und zwar in allen Etagen - auch in den
oberen ; aber es ist bei alledem ein stattliches Bau¬
werk , in dem sich gut Hausen läßt , und ich meine ,
die Beamten sollten sich die Freude an diesem Bauwerk
nicht dadurch vergällen lassen , daß nicht alle Wohnungen
in demselben von gleicher Größe und von gleicher Güte
sind . (Beifall .)

Minister v . Brauer kommt sodann auf den Theil der
Muser ' schen Ausführungen zu sprechen , die Vorwürfe
gegen die Eisenbahnverwaltung zum Untergrund gehabt .
Muser habe gemeint , die Eisenbahnbeamten klagten am
meisten . Diese Behauptung sei leider richtig , aber auch
nicht unnatürlich , da die größte Zahl der Beamten und
staatlichen Arbeiter zur Eifenbahnverwaltung gehörten .
Dazu komme, daß der Eisenbahndienst ein strenger , auf¬
reibender und theilweise sogar gefährlicher sei , so daß ein
besonderes Maß von Opferfreudigkeit und Pflichttreue
dazu gehöre , stets in zufriedener und zufriedenstellender
Weise seines Amtes zu walten . Wenn Abg . Muser gemeint ,
daß die Ueberbürdung besonders hart sei , so sei das doch
ein Vorwurf , der vor einigen Jahren berechtigter als
heute gewesen sei ; es seien in den letzten zwei und drei
Jahren bedeutende Erleichterungen auf diesem Gebiete
geschaffen worden , wenn er auch zugebe , daß das Ideal
noch nicht erreicht sei. Gewiß sei die Dienstzeit eines
Zugmeisters mit 12 » / . oder 13 Stunden (ein Fall , den
Herr Muser angeführt ) eine lange Zeit , doch müsse man
beachten, daß darin jedenfalls auch kürzere oder längere
Zwischenpausen liegen , in denen er als Zugmeister , wenn
auch formell im Dienst , nichts zu thun habe und wo er
ausruhen oder sich restauriren könne . Die Urlaubsver¬
hältnisse seien nicht nur ein wunder Punkt bei den badi¬
schen Eisenbahnverhältniffen , sondern bei den Verkehrs¬
beamten der ganzen Welt . Gerade in der besseren Jahres¬
zeit, in der Zeit des großen Reiseverkehrs , müsse man
mit der Urlaubsertheilung naturgemäß sparsam sein und
könne dieselbe nur auf ärztliches Attest oder aus beson¬
deren Gründen gewährt werden . Was endlich die Höhe
der Strafen betreffe , so ließen sich Strafen als solche,
und zwar als Disziplinarmittel nicht vermeiden , am
wenigsten bei einem Institute wie die Eisenbahnen , das
eine strenge , fast militärische Disziplin erheische . Doch
werde mit Milde und Gerechtigkeit vorgegangen . Die
Bediensteten verwechselten vielfach Strafen und Schaden¬
ersatzpflicht . Doch werde auch hierbei milde vorgegangen .
ES könne Vorkommen , daß ein Schaden mehrere Tau¬
sende betrage und daß der schuldige Beamte doch nur zur
Zahlung von wenigen Mark angehalten werde . Bei der
Generaldirektion wie bei ihm würde den Beamten das

gleich Wohlwollen entgegen gebracht , welches die Regierung
auch den übrigen Beamten entgegenbringt und auf welches
diese allerdings Anspruch hätten .

Abg . Kiefer hätte gewünscht , daß der Abg . Muser
manches kritische Wort in seinen heutigen Ausführungen
unterlassen hätte . Redner greift auf die Geschichte des
Beamtenthums Preußens zurück und hebt auf die Be¬
wegung des LehrerstandeS 1849 in Baden ab . Regierung
und Volksvertretung haben sich zusammeugetha « , diese
wichtige Grundlage des Staates , den Lehrerstand , bester
zu stellen ; und heute dürfte derselbe wohl zufrieden sein.
Hätte man vor eine radikale Kammer , wie die von 1848
beispielsweise , eine Vorlage wie die heutige gebracht , sie
würde mit Hohn und Spott zurückgewiesen worden sein .
Heute habe man ein intelligentes , fleißiges Beamtenthum
und man brauche sich in dieser Beziehung nicht hinter
andere Staaten zurückstellen. Er habe eine Reihe
braver , tüchtiger Beamte « mit eisernem Fleiß kennen ge¬
lernt , diesen Männern zu Hilfe zu kommen , sei Aufgabe
des Staates . Man müsse denselben die Hilfe gewähren ,
um die Berufstreue derselben zu stärken , deßhalb solle
man heute alle Kleinlichkeiten bei Seite lasten , um das
große Werk zu fördern . Die Finanzzustände berechtigten
durchaus nicht zu einem Nein für diese Vorlage , denn hierzu
sparen , heiße an falscher Stelle gespart . Die Abschließung
der Handelsverträge würde allerdings auf Jahre schä¬
digend wirken und er glaube nicht , daß dieselben abge¬
schlossen , wenn Bismarck noch am Ruder . Die Militär -
Vorlage sei nothwendig gewesen, wir hätten den Krieg in
jedem Augenblick, sobald sich Frankreich sicher fühle oder
einen Bundesgenoffen habe . Er habe die Ueberzeugung ,
daß Baden nicht lange Noth zu leiden habe hinsichtlich
der Aufbringung der Mittel . JedenjüllS kötine das vor¬
liegende Gesetz nicht unter diesen finanziellen Fragen
leiden . Redner wendet sich sodann gegew einzelne Aus¬
führungen des Abg . Muser , hervorhrbentz daß man doch
einer Verpflichtung mit anderen Staaten nicht aus dem
Wege gehen dürfe . Man dürfe sich aber auch aus Rück-
sicht auf einen gewissen Nothstand der Landwirthschaft
nicht abhalten lasten . Ja zu sagen . Das heutige Gesetz
wolle die Mängel der 1888r Gesetzgebung beseitigen .
Es gebe keine Parier , dir hier ein Wahlintereste habe .
Er freue sich , daß von Seiten des Hauses dem Gesetz
zugestimmt werde, und er möchte die Gegner noch daran
erinnern , daß der Staat ein Interesse daran habe , einen
tüchtigen Beamtrnstand '

zu erhalten , der vor Noch ge -,
sichert sei . Mehr sei aber mit diesem Gesetz verla
denn die Kommission habe lediglich badische Verhältnisse
in Betracht gezogen, u« La - gute Ziel der Gesetzgebung
zu erreichen .

Abg . Wtlckenr gibt der Befriedigung Außdrück , daß
sein Bericht die Anerkennung auf alle » Seite « desEauseS
gefunden ; er hoffe , daß derselbe ' dazu Mw -,der
Entwurf mit großer Mehrheit angwMtttkn ' ?öÄ4 e? - Mit
Rechtfalls gestern der Finanzmintstöl " '

därgetha « , daß
die Finanzlage nicht Anlaß böte , gegen das Gesetz zu
stimmen . Abg . Hug habe gestern zweifellos zu schwarz
gemalt und mit Recht habt auch Abg . Wacker hervor -
geMen , daß die Hug 'fchen Ausführungen zu spät
ge^ mmen seien. Er müsse dem Abg . Hug weiter
bestreiten , daß der finanzielle Effekt ein höherer sein
werde , als die Regierung dargethan , er sei vielmehr der
Ueberzeugung , daß der finanzielle Effekt sich geringer
stellen werde , als die Regierung angeführt . Die Ver¬
mehrung der etatmäßigen Stellen sei aber Sache der
Kammer und werde dieselbe jedesmal bei Berathung der
Budgetvorlagen eine ernste Prüfung eintreten lasten .
Die Kommission habe die Bedürfm

'
ßfrage nach den

badischen Verhältnissen prüfen müssen und habe nicht die
Gehaltsfrage nach den Beispielen in Sachsen und andern
Staaten beurtheilen können . Hier kämen doch die ver¬
schiedensten Verhältnisse in Betracht , weßhalb man ein
so großes Gewicht auf diese Vergleichungen mit andern
Staaten nicht gelegt habe . Was den Unterschied zwischen
akademischen und nicht akademischen Beamten betreffe , so
habe die Kommission den Standpunkt vertreten , den der
Finanzminister eingenommen , Denjenigen , die einen großen
Theil ihres Vermögens zum Studium aufgewandt , seitens
des Staates ein gewisses Aequivalent zu gewähren . Das
Haus sei in dem Gedanken wohl einig , daß jetzt eine gewisse
Stabilität in dieser Gesetzgebung eintrete ; kämen neue
Petitionen , so würde es sich darum handeln , was dieselben
bezweckten ; kämen aber solche , die heute erledigt würden ,
so müßten dieselben allerdings zurückgewiesen werden .
So könne man sich nicht schon auf dem nächsten Landtag
wieder mit Petitionen der Bremser und Güterbegleiter
über etatmäßige Anstellung beschäftigen . Die Unzufrieden¬
heit bei den Eisenbahnbeamten sei auf dem letzten Land¬
tag und auf dem jetzigen eingehend behandelt worden
und die Regierung habe erklärt , daß weitere Ver¬
besserungen eingetreten , doch daß man über ein gewisses
Maß nicht hinausgehen könne. Die Kammer habe also
auf diesem Gebiet alles gethan , was in ihrer Macht
stehe. Die Regierung werde auch das Ihrige thun , alle
in Betracht kommenden Erleichterungen zu gewähren .
Er habe heute wieder eine Reihe Zuschriften erhalten ,
in der um Abänderung in letzter Stunde gebeten ; das
sei unmöglich und wolle man noch auf Spezialitäten
eingehen , so sei das ganze Gesetz gefährdet . Die Be¬
amten sollten sich also bescheiden, denn weiteres sei nicht
zu erreichen . In Bezug auf das Titelwesen könnte
manches geändert und damit viele Unannehmlichkeiten be¬
festigt werden . Hier könne man ein größeres Entgegen¬
kommen zeigen.

Abg . v . Stockhorner führt aus , daß die Regierung
durch die Vorlage bewiesen habe , daß sie den Beamten
wohlwollend sei, doch sie müsse auch fest bleiben bei wei¬
teren Wünschen der Beamten . Er hoffe , daß auch der
Herr Abg . Muser diesen Standpunkt theile . In dem

Berhältniß zum Reich müsse eine Aenderung eintreten ,
doch bezweifle er nicht, daß das Reich die Mittel finden
werde , auch für die beschlossenen Ausgaben Deckung zu
finden . Die Militärvorlage sei mit Unrecht in die De¬
batte gezogen worden . Der Steuernachlaß , der vor zwei
Jahren beschlossen , habe den größten Nachtheil gebracht ,
hätte derselbe nicht stattgefunden , so hätte man das Ge -
setz doch am 1 . Januar 94 einführen können . Für den
Mittelstand , zu dem auch der kleine und mittlere Beam¬
tenstand gehöre , einzutreten , mache auch er sich zur Auf¬
gabe , deshalb stimme er diesem Gesetz zu . Doch könne
er heute schon erklären , daß er einer Erhöhung der
Grund - und Gewerbesteuer nicht zustimmen werde . Er
würde alles andere eher thun , als den Handwerkern und
Landwirthen weitere Lasten zuzuwenden .

Abg . Wittum hat den Eindruck, daß man heute vor
einer ernsten Entscheidung stünde. Die Ausgaben des
Staates hätten sich in 17 Jahren um 100 Proz . ge-
steigert , eine ähnliche Steigerung in der Erwerbsthätig¬
keit der Bevölkerung sei aber nicht eingetreten . Das
Reich habe ein Defizit und der eigene Staatshaushalt
befinde sich im Defizit , die Landwirthschaft befinde sich
in einem Nothstand ; auch günstige Ernten könnten der
Nothlage nur sehr langsam helfen ; auch die Industrie
befinde sich in einer ökonomischen Depression , dazu kämen
die steuerlichen und sozialen Lasten . Er könnte davon
ein Bild entwerfen , das in der Bevölkerung der Gewerbe¬
treibenden einen k .-äftigen Widerhall finden würde .
Wenn Muser einmal Nachfrage, in welchem Umfange ge¬
kauft , wann bezahlt wird , und Nachfrage halte , welches
Einkommen der Arbeiter habe , dann werde er ein anderes
Bild erhalten . Ihm sei es zu seinem Bedauern un -
möglich , für ein Gesetz zu stimmen, welches dem Volk
eine weitere Last von einigen Millionen aufbürdet zu den
Millionen , die bereits die 1888r Gesetzgebung erfordert
Acht bis neun Millionen Mark Mehrausgabe zur Aus¬
besserung der Gehälter scheinen ihm zu viel zu sein . E §
würden darunter aber auch andere Kulturaufgaben leiden ,
wie schon die vielen Abstriche im Budget zeigten . Er
gönne den Beamten einen auskömmlichen Gehalt , aber
in der Denkschrift der Regierung sei nachgewiesen , daß
die Beamten so gut gestellt wie in anderen Staaten .
Härten und Unausgeglichenheiten wolle er auch beseitigen ,
doch der heutige Entwurf gehe weit über das Ziel hin¬
aus . Er befürchte, daß eine schwere Belastung des
Volkes herbeigeführt werde zu Gunsten der Beamten .
Auch die warmherzige Empfehlung des Finanzministers
könne ihn nicht veranlassen , für das Gesetz zu stimmen .

Abg . Klein - Wertheim hält es für sehr geboten , daß
die Frage der Gehaltserhöhung auch einmal im Lichte
des Vorredners beleuchtet worden sei . Die Gegenüber¬
stellung der Beamten mit sicherer Anstellung mit den
Handwerkern und Landwirthen sei sehr förderlich ge¬
wesen , jedenfalls dürfte eine solche zur Folge haben , daß
die Beamten sich mit dem Gesetz voll und ganz zufrieden
geben könnten . So sehr er die Anschauungen des Vor¬
redners theile , komme er zu einem anderen Schluß . Die
Sache sei soweit in die Bevölkerungskreise hineingetragen
worden , daß die Frage einmal befriedigt werden müsse .
Eine Verschiebung halte er nicht für geboten , deßhalb
könne er sich vollständig mit den Kommissionsanträgen
einverstanden erklären . Die Mindereinnahmen des Reiches
seien durch die Handelsverträge gekommen, die Besserung
werde aber sehr langsam eintreten . Würden wieder
Steuerprojekte vorgeschlagen , die ergiebig seien, solle man
sie nicht zurückweisen ; die Tabaksteuer werde wieder kom¬
men und hoffe er dann , daß das Haus sich entgegenkom¬
mender zeige, als bisher . Er hoffe , daß nach Annahme
des Beamtengesetzes eine Befriedigung eintreten werde ,
doch müßten auch die Beamten der Bevölkerung gegen¬
über sich der Besserstellung würdig erweisen , dann wür¬
den auch die weiteren Bevölkerungskreise gern die Lasten
dieses Gesetzes tragen .

Abg . v . Buol stimmt für das Gesetz und schließt sich
den Ausführungen Wacker's an . Habe man einen kräfti¬
gen Beamtenstand , dann hätten auch sämmtliche sonstige
Bevölkerungsklassen einen Nutzen davon . Die von den
Handelsverträgen erhofften Wirkungen würden die In¬
dustrie stärken und mit dazu beitragen , die Lasten der
Vorlage zu tragen . Der Abg . Hug habe doch zu schwarz
gemalt , derselbe habe aber ganz unterlassen , das An¬
wachsen der Einnahmequellen , besonders der Zölle , zu
erwähnen . Es würden sich aber Mittel und Wege finden ,
die Verhältnisse zu bessern. Die Ursachen des Mißlingens
der Steuervorschläge seien nicht auf die Parteien zurück¬
zuführen , wie Fieser gemeint, sondern auf ganz andere Dinge .
Der Finanzminister habe gestern von Unterströmungen
gesprochen und daraus hervorgehoben , ob die heutige
Vorlage nicht hätte billiger gemacht werden können . Auch
diese Frage hätte er und seine Parteifreunde geprüft
und seien dahin gelangt , daß man allerdings in einzel¬
nen Punkten nicht das volle Bedürfniß habe finden kön¬
nen . Doch habe man eingesehen , daß im Herausziehen
der unteren Klassen nur etwas Halbes geschaffen worden
wäre . Auf dem Gebiete der Zulage ließe sich vielleicht
etwas sparen : in der Gehaltsordnung seien nicht weniger
als zehn verschiedene Zulagen , von denen allerdings ein¬
zelne zum Ausgleich von Härten eingeführt . Die Dienst¬
zulagen , die früheren Funktionsgehalte , seien dagegen
etwas hoch gegriffen . Es scheine ihm angezeigt , hier
eine kleine Einschränkung eintreten zu lassen ; er werde
in der Spezialdebatte mit einer Anzahl von Freunden
einige Aenderungen beantragen nicht aus finanziellen
Gründen , sondern aus solchen der Gerechtigkeit .

Abg . WilckenS bittet den Vorredner , diese Anträge
dem Präsidenten behufs Druck zu übergeben .

Ahg . Gelber will die Zahl der Gegner dieses Gesetzes
um einen vermehren , wenn es ihm auch Mühe koste,
gegen ein solches Gesetz des Wohlwollens zu stimmen .



In solcher Höhe und Umfange habe er auch das Gesetz
nicht erwartet . Er stimme aber dagegen , weil er die
Deckung nicht voraussehe . Die Vertrauensseligkeit auf
die Zukunft könne er nicht theilen ; die Mehrausgaben
für diese Gesetzgebung berechnen sich auf 6 M. pro Kopf.
Wen» die Tabakfabrikatsteuer komme , werde wieder Baden
am meisten belastet werden, so daß diese Reichseinnahme¬
quelle für Baden sehr bedenklich sei. Baden erhalte für
eine Bevölkerung von I Vz Millionen 13 000 Beamte mit
den Lehrern. Ihm scheine es nicht so sicher , daß der
Finanzminister ohne Steuererhöhung durchkommen könne ,
und zwar befürchte er die Erhöhung der Ertragssteuern .
Die Fehler der 1888r Gesetzgebung hätten auch gebessert
werden können, ohne so weit zu gehen , wie dies heute
geschehen . Er sei aber auch Gegner des Gesetzes aus
sozialpolitischen Gründen . Spreche mau heute mit einem
Handwerker über das Gesetz oder mit einem Landwirth ,
so fragten dieselben , wer denn sie , die Landwirthe , die
Handwerker , aufbefsere. Er sei aber auch Gegner des
Gesetzes im Hinblick auf die eingestellten Dienstzulagen ,
deren Feststellung in das Belieben des Vorgesetzten ge¬
stellt sei , dadurch werde aber das Beamtenrecht durch¬
brochen und die Willkür in das Gesetz hineingebracht.

Hier liege der Grund der persönlichen Begünstigung , die
^ er niemals gutheißen könne .
! Abg. Frank tritt für die Vorlage ein , weil er sich
! sage, man müsse ein Versprechen einlösen , das man auf

dem letzten Landtag gegeben ; die Regierung habe die
! Erfüllung der Wünsche in Aussicht gestellt und dieses

Versprechen müsse man jetzt einlösen . Redner greift auf
die letzten Wahlen zurück und führt dem Ak^ . Muser

! gegenüber aus , daß seine , die nationalliberale , Partei,
! bis jetzt gehalten , was sie im Wahlprogramm versprochen.
> Dem Abg . Lauck müsse er aber erwidern, daß die Militär-
! Vorlage durchaus nicht allein Schuld sei an der Erhöhung
! der Matrikularbeiträge . Der Ausfall aus den Handels-
j Verträgen sei nahezu gerade so hoch als die Kosten der
! Militärvorlage. Doch dürfe man von diesen Verhält -
! nissen nicht ' die heutige Abstimmung abhängig machen

Die Abschlüsse der Handelsverträge hätten die Land,
wirthschaft nicht geschädigt, und wenn irgend eine kleine
Schädigung eingetreten , so würde dieselbe durch den großen
Nutzen derselben aufgehoben . Unsere badischen finanziellen
Verhältnisse seien nicht so schlimm, unsere indirekten Ein-

! nahmen seien ständig im Steigen begriffen , so daß man
! der Vorlage wohl zustimmen könne . Er glaube aber auch ,

daß die Verhältnisse der Landwirthschast sich bessern wür.
den durch Aufhebung des Identitätsnachweises und der
Staffeltarife . Mache sich aber eine Steuererhöhungnöthig,
so würde jedenfalls eine Erhöhung der Ertragssteuern
nicht eintreten, sondern eine solche der Einkommensteuern,die uns die Mittel schaffen könnten aus jenen Ständen,die eine Erhöhung dieser Steuer tragen könnten, denn
an das Ende der Progression sei man bei diesem Gesetz
noch nicht gekommen. Die Frage , ob die Vorlage nicht
noch eine Verbesserung in Bezug auf die Sparsamkeit
erfahren könne , möchte er bejahen. Diesbezüglichen An-
trägen würde er gern zustimmen. Nicht unterlassen aber
könne er, einer Stimmung der Bevölkerung Ausdruck zu
verleihen , die dahin ginge , daß man zu viel Beamte habe.
Gerade die jetzige Stellung , die man den Beamten ein¬
räume , sollte die Regierung veranlassen , strenge darauf
zu sehen, daß die Zahl der Beamten nicht vermehrt wä:de.So gebe es in Karlsruhe Beamte, die noch ein Neben¬
amt verrichteten, das sei ein Beweis , daß der Beamte
mehr Zeit habe, als er zum Dienst gebrauche. Deßhalb
bitte er , in der Anstellung von neuen Beamten ein lang¬
sameres Tempo einzuhalten .

Die Sitzung wird hierauf um 2 Uhr abgebrochen.
d-llitu».
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Ausschluß -Urthetl.

J925 . Nr . 7264 Müllheim .
In Sachen

der Erben der Johann Martin
Muser Witwe von Auggen, näm¬
lich : 1 . Ernst Friedrich Muser
in SyrakuS , 2 . Christine Leon¬
hard , geb. Muser in Schopf¬
heim , 3 . Albert Muser in Sul »-
bürg , 4 . Karl Muser Witwe in
Auggen, 8 . Karl Frei Kinder in
Mannheim : Robert Hermann,
Frieda Sofie , Karl Albert und
Karl August Frei ,

Kläger ,
vertreten durch Gemeinderath Fritz
Pfänder in Auggen,

gegen
unbekannte Dritte , Beklagte»

Aufgebot betr.,
hat daS Großh . Amtsgericht Müllheim
unterm Heutigen folgendes Urtheil er¬
laßen : .

Nachdem auf die diesseitige Auffor¬
derung vom 24 . Februar 1894 Ansprüche
der in der genannten Verfügung bezeich -
neten Art dahier nicht geltend gemacht
worden find , werden alle nicht angemel¬
deten Ansprüche für erloschen erklärt.

Müllhrim , den 6 . Juni 1894.
Doll .

GerichtsschreiberdeS Gr . Amtsgerichts,
« onknrsverfahrru.

J .923 . Nr . 9699 . Freiburg . Ueber
das Vermögen des Blechners Max
Thomain Kirchzartcn wurde, da der¬
selbe mit der Erklärung , er sei zahlungs¬
unfähig , selbst den Antrag gestellt hat,
heute am 7 . Juni 1894 , Vormittags
10 Uhr, daS Konkursverfahren eröffnet .

Der Kaufmann C . Montigel hier
wurde zum KoukurLverwalter ernannt .

Konkursforderungen sind bis zum
28 . Juni 1394 bei dem Gerichte ( Ge-
richtsschreiberei ) anzumelden.

Es wurde »urBeschlußsaffung über die
Wahl eines anderen Verwalters , sowie
über die Bestellung eines GläubigerauS -
schuffes und eintrelendenFalls über die
m 8 120 der Konkursordnung bezeich -
neten Gegenstände und zur Prüfung der
angemeldeten Forderungen auf

Donnerstag den 12 . Juli 1894 ,
Vormittags 9 Uhr ,

vordem Unterzeichneten Gerichte, Zim¬
mer Nr . 3, Termin anberaumt.

Allen Personen » welche eine zur Kon-
kurSmaffe gehörige Sache in Besitz
habe» oder zur Konkursmaffe etwas
schuldig find , ist aufgegeben, nichts
au de» Gemeinschuldner zu verabfolgen
oder zu leisten » auck die Verpflich¬
tung auferlegt , von dem Besitze der
Sache und von den Forderungen , für
die sie aus der Sache abgesonderte Be¬
friedigung in Anspruch nehmen , dem
Konkursverwalter bis zum 1 . Juli
1894 Anzeige zu machen .

Freiburg , den 7 . Juni 1894.
Der GerichtSfchreiber Gr . Amtsgericht- :

Heiß .
« erschvllenhriisvrrsahre».

J .883.2 . Nr . 21,447 . Pforzheim .
DaS diesseitige Amtsgericht hat uuterm
HeutigenfolgendenVorbescheid erlaffen:

Gegen den verheiratbete» Schneider
Cbrisnau Zoller , geboren am 10. No¬
vember 1860 in Oeschrlbrou» , zuletzt
wohnhaft in Pforzheim, welcher im Jahre
1887 nach Nordamerika auSwanderte

und seit 1888 vermißt wfid, ist die Ver¬
schollenheitserklärungbeantragt .

Derselbe wird ausgefordert,
binnen Jahresfrist

Nachricht anher gelangen zu lassen und
ebenso werden alle Diejenigen, welche
über Leben oder Tod des Vermißten
Auskunft zu ertheilen vermögen, aus-
gefordert, hiervon binnen gleicher Frist
Anzeige anher »n erstatten.

Pforzheim, den 30. Mai 1894 .
Der GerichtsschreiberGr . Amtsgerichts :

Matt .
I 885.2 . Nr . 8172 . Waldkirch .

( Endbescheid . ) Wird Joseph Hug ,
Schreiner von Ältstmousioald, auf An¬
trag seiner Ehefrau für verschollen er¬
klärt. dn seit Erlassung de- diesseitigen
Vorbescheids vom 8 . April 1893 Leben
oder Tod des genannten Vermißten nicht
festgestellt werden konnte . Demselben
werden die Kosten des Verfahrens anf-
erlegt. Waldkirch , den 28 . Mai 1894 .
Gr . Amtsgericht, gez . Urnau . Dies
veröffentlicht : Waldkirch , den 30. Mai
1894 . Der Gerichtsschreiber des Gr .
Amtsgerichts : Willi .

Erbeiuweisuugeu.
J '817 .3 . Nr . 9287 . Karlsruhe .

Gastwirth Otto Schilling er hier hat
um Einweisung in Besitz und Gewähr
des Nachlaßes seiner verstorbenenEhe¬
frau , Anna , geb. Zoller , nachgesucht .

Diesem Begehren wird entsprochen
wenn nicht innerhalb vier Woche
Einsprache dagegen erhoben wird.

Karlsruhe , den 31 . Mai 1894 .
Rapp ,

Gerichtsschreiberdes Gr . Amtsgerichts .
I 797 .3. Nr . 11,158 . Lahr . Die

Witwe deS Küfers Andreas Wagner
von Kürzell, Magdalena , geb. Fähn-
drich» hat um Einweisung in Besitz und
Gewähr des Nachlasses ihres verstorbe¬
nen Ehemannes nachgesucht .

Diesem Gesuch wird entsprochen wer¬
den, falls nicht binnen 4 Wochen da¬
hier Einsprache dagegen erhoben wird.

Lahr, den 30 . Mai 1894 .
Großh . bad . Amtsgericht,

gez. Mündel .
Dies veröffentlicht

Der GerichtsschreiberGr . Amtsgerichts :
Eggler .

J .770 .3. Nr . 6175 . Radolfzell .
Der Witwer der Juliaua , geb. Äader ,
Landwirth Andreas Haugarter in
Wangen, hat um Einweisung in Besitz
und Gewähr der Verlassenschaft seiner
Ehefrau gebeten .

Etwaige Einwendungen sind binnen
30 Tagen geltend zu machen » nach deren
unbenütztem Ablauf dem Gesuche statt¬
gegeben wird. .

Radolfzell, den 29. Mai 18fl4.
DerGerichtSschrerberGr - Amtsgerichts :

Feuerstein .
J -930.1. Nr . 4919 . Eppingrn .

Die Landwirth Heinrich Dotterer Wit¬
we, Regiue, geborene Dirfenbacher von
Eppivgen » hat um Einweisung in Besitz
und Gewähr deS Nachlaßes ihres am
18. April 1894 verstorbenen Ehemannes
«achgesncht. Großh . Amtsgericht Ev -
Pingen wird dem Gesuche entsprechen ,
wenn nicht binnen

sechs Wochen
Einsprache dagegen erhoben wird.

Eppingrn » den 6 . Juni 1894 .
GerichtsschreibrrdeS Gr . Amtsgerichts :

Schütz .

Oeffentliche Erbvorladu««.
J933 . Emmendingen . Theodor

Englrr » gebürtig von Köndringen,
iu Amerika au unbekannten Orten ab¬
wesend , ist zur Verlassenschaft seines
Großvaters , Christian Heß» Landwirth
in Theningen , gesetzlich berufen und
wird hiermit öffentlich ausgefordert,

binnen vier Wochen
zum Zweck seines Betrugs zu der Erb -
theiluugsverhandluug Nachricht von sich
anher gelange» zu lassen .

Emmeudingen, 6. Juni 1894.
Großh . Notar

Münzer .
HandelsregiftrreintrSge.

I 882 . Nr . 10,312,13 , 10,314 , 10,264 .
Schwetzin gen . Es wurdeneingetragen:

Unterm 22 . Mai 1894 :
1- Jn 'S Firmenregister:

» . Zu O .Z . 219 Firma »Georg
Gund U-, gemischtes Waarenge-
schäft hier " . Inhaber : Georg
Gund II - hier. Die Firma ist
durch Geschäftsaufgabe erloschen .

d . Zu O Z - 319 Firma » Georg
Gund II . Nachfolger, Spezerei -
u . Ellenwaarengeschäft in Schwetz¬
ingen : Inhaberin Frau Natalie
Brohm , geb . Bittmann hier , Ehe¬
frau des Andreas Brohm . Durch
Ehevertrag ä. ä . Gernsbach » 30 .
Juni 1891, ist die eheliche Güter¬
gemeinschaft beschränkt ans die
Errungenschaft und eine beider¬
seitige Einlage von je 50 Mark .
Die Ehefrau ist »um Handelsbe¬
triebe gerichtlich ermächtigt.

II Jn 'S GesrllschaftSregister:
Zu O .Z . 98 bezw . 112 » Aktiengesell¬

schaft zum wilden Mann , vormals I .
G . Seitz in Schwetzingen: Zufolge Be¬
schlusses des Aufslchtsrathes vom 11 .
Februar 1894 hatte das bisherige Vor¬
standsmitglied Direktor Georg Wilhelm
Seitz hier am 12. Mai d . I . aus dem Vor¬
stande auszuschciden und ist Herr Lam¬
bert Wcitz hier (vordem in Neunkirchen )
auf 1 . April d . I . zum Vorstandsmit¬
glied ernannt worden mit dem Recht
der Collektivzeichnung .

Unterm 19. Mai 1894 :
III . Jn 'S Firmenregister :

Zu O .Z . W9 Firma F . W . Paul
Liepe , Fabrikation von Cigaretten und
DetailverkaufvonTabak inSchwetziugen:
Durch Erkenntnis diesseitigen Amtsge¬
richt- vom 10. Mai 1894 , Nr . 9866 ,
wurde in Gemäßheit deS 8 40 deS bad .
Einf . Gef . zu den R .J .G . die Ehefrau
des iu Konkurs brfiudticheu Cigaretteu -
fabrikanten F . W . Paul Liepe dahier,
Marie » geb. Schätzte» für berechtigt er¬
klärt , ihr Vermögen von demjenigen
ihres Ehemannes abzusondern.

Schwetzingen, den 23 . Mai 1894.
Großh . bad . Amtsgericht.

Finck .
I 920 . Nr . 8149 . Bonudorf .

Uuterm Heutigen wurde zu Ord .Z . 98
deS Firmenregisters eingetragen:

Der Inhaber der Firma Mathä
Vogt in Reiselfingen ist gestorben .

Dir jetzige Inhaberin der Firma ist
dessen Witwe daselbst .

Boundorf , den 31. Mai 1894.
Großh . bad . Amtsgericht.

Schmirder .
J921 . Nr . 8150. Bonudorf .

Zu O Z - 120 des Firmenregister- wurde
uuterm Heutige» eingetragen:

Der Firmeninhaber I . B . Nägele
in Grafenhauseu ist mit Emma Au¬
gust« Nägele von Birkendorf vcrheira
thet . Rach dem Ehevrrtrag vom 22.
Juni 1893 wirft jeder Theit 50 M . in
die Gemeinschaft ein , während alles üb¬
rige bewegliche und unbewegliche , jetzige
und künftige Vermögen von derselben
auSgeschloffen u . vertiegenschaftetwird.

Boundorf , den 31 . Mai 1894 .
Großh . bad . Amtsgericht.

Schmieder .
Awimssverfttigenlng.

J .918 Karlsruhe .

Steigerungs -
Ankündigung.

Freitag de« S . Jnli 1804 ,
Nachmittags L Uhr »

wird im Hause Hebelstraße Nr . 7 ,
ebener Erde , dem Schloffermeister
Julius Nandascher hier die unten be¬
schriebene Liegenschaft der Gemarkung
Karlsruhe in Folge richterlicher Ver¬
fügung einer öffentlichen Versteigerung
ausgesetzt , wobei der endgiltige Zuschlag
erfolgt , wenn wenigstens der Schätz¬
ungspreis erreicht wird.

R -H -B . XXIII . 4898 .
Ein iu der KSrnerstraffe dahier einer¬

seits neben Margaretha Kobia , ander¬
seits »eb - Schieferdecker Robert Zschockelt
gelegener , in dem dahier unter Grund¬
buch Beil . Nr . 1440 von 1881 aufbc-
wahrten Situationsplan mit Nr . 20
bezeichoeter Bauplatz im Flächeogehalt
von ca. 273 «zm ,

taxirt zu . 3300 M .
Dreitausend dreihundert Mark .

Die Bedingungen können in meinem
Amtszimmer — Waldstraffe Nr . 52
— eingesehen werden ,

Karlsruhe » den 30 . Mai 1894 .
Großh . Notar :

Beck .
Strafrechtspflege .

Ladung .
J .873 .2 . Nr . 11,339 . Karlsruhe .
1 - Der am 5 . Oktober 1861 zu Tresch -

klingen geborene » zuletzt hier wohn¬
hafte Philipp Schleyer ,

2. der am 28 . Dezember 1861 zu
Hochstetten geborene » zuletzt hier
wohnhafteChristian Wilhelm Hof¬
mann »

3 . der am 5. August 1859 zu Schlait¬
dorf geborene , zuletzt hier wohn¬
hafte Johann Georg Wurster ,

werden beschuldigt » als Wehrmänner
der Landwehr ohne Erlaoboiß auSge-
wandert zu sein ,

Uebertretung gegen 8 360 Nr . S
deS St .G .B .

Dieselben werden auf Anordnung deS
Großh . Amtsgerichts Hierselbst auf

Samstag den 14. Juli 1894 ,
Vormittags 8 Uhr ,

vor daS Gr . Schöffengerichtzur Haupt »
verbaadluog geladen.

Bei unentschuldigtemAusbleiben wer¬
den dieselbe» auf Grund der nach 8 472 d .
St .P .O . von dem Königl . Bezirks-
kommaudo Karlsruhe ausgestellte» Er¬
klärung verurtheilt werden.

Karlsruhe , den 29 . Mai 1894 .

Gerichtsschreiber Großh . Amtsgerichts .
I874 .2 Nr . 11.673 . Karlsruhe .

1 . Der am 3. Oktober 1868 zu Hall

geb. , zuletzt hier wohnhafte Flasch,
ner Ernst Friedrich Georg Karl
Firnhaber .

2. der am 2 . Dezbr . 1858 zu Perouse
geborene » zuletzt hier wohnh . Glaser
Johann Friedrich Plocher

werden beschuldigt , zu 1 als Reservist
ohne Erlaubniß ausgewandert zu sein ,
zu 2 als Wchrmann der Landwehr II .
Aufgebots ausaewandert zu sein, ohne
von der bevorstehenden Auswanderung
der Militärbehörde Anzeige erstattet zu
haben ,

Uebertretung gegen 8 360 Nr . 3 deS
Strafgesetzbuches.

Dieselben werden auf Anordnung des
Großh . Amtsgerichts hieiselbst auf

Samstag den 2l . Juli 1894,
Vormittags 8 Uhr ,

vor daS Gr . Schöffengericht zu Karls¬
ruhe zur Hauptverhandlung geladen .

Äei unentschuldigtemAusbleiben wer¬
den dieselben auf Grund der nach 8 472
der Strafprozeßordnung von dem Kgl .
Bezirkskommando zu Karlsruhe ausge¬
stellten Erklärungen verurtheilt werden .

Karlsruhe , den 29 . Mai 1894 .
Rapp ,

Gerichtsschreib°r des Gr . Amtsgerichts.
J '798 . 2. Nr . II - 17,181 . Mann¬

heim . Der am 3 . Mai 1867 zu Neu-
Fürstenhütte geborene Dienstknecht Jo¬
hann Carl Müllerin ., wohnhaft zu¬
letzt in Mannheim , wird beschuldigt ,
daß er als beurlaubter Reservist ohne
Erlaubniß ausgewandert sei. indem er
nach Ablauf seines ihm bis 12 . April
l . Js . nach Amerika ertheilten Urlaubs
nach Deutschland nicht zurückkehrte, —
Uebertretung gegen 8 360 Ziff. 3 R .»
St . G .B .

Derselbe wird auf Anordnung deS
Großh . Amtsgerichts hier auf

Samstag den 28 . Juli 1894 ,
Vormittags 8 Uhr ,

vor das Gr . Schöffengericht hier zur
Hauptverhandlung geladen . Bei unent-
schuldigtem Ausbleiben wird derselbe
auf Grund der nach 8 472 Str .P .O .
vom Bezirkskommando Mannheim aus¬
gestellten Erklärung vom 26 . Mai 1894
verurtheilt werden.

Mannheim » 31. Mai 1894.
Der GerichtsschreiberGr . Amtsgerichts :

Staudt .

J '935 .1 . Nr . 6888 . Karlsruhe .
Großh. Bad . Staats-

Eisenbahnen.
Die « rab -, Maurer - und Etrin -

hanerarbeit »nd die Zimmerardeit
»um Zurückversetzen deS nördlichen Gie¬
bels deS Geräthschasteumagaziusgebchu»
deS auf dem Personeubabnhof in Karls¬
ruhe soll in öffentlicher Verdirwung ver¬
geben werden . Di « Pläne , Bedingun¬
gen und Arbeitsbeschriebe liegen auf
dem dieffeitige » Hochbaubureau zur Ein¬
sicht auf, wo auch die ArbeitsauSzüqe
zum Einsetzen der Einzelpreise an die
Unternehmer abgegeben werden .

Die Angebotesind verschlossen, porto¬
frei und mit entsprechender Aufschrift
versehen spätestens bis Vamstag de»
1« . Jmii d. I ., vormittags S Uhr ,
einzureichen , um welche Zeit die Eröff¬
nung stattstudet. ^Karlsruhe , dm 7 . Juni 1894 .

Der Großh . Bahobauinspektor.
Druck uud Verlag der G . Brauu ' scheu Hofbuchdruckerei in Karlsruhe .
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